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Liebe Fachkräfte, 

wir danken Ihnen, dass Sie die Ihnen anvertrauten jungen Menschen auch im Widerspruchsverfahren gegen 
eine ungerechtfertigte (z. B. rein auf finanziellen Gründen beruhende) Beendigung oder Verschlechterung der 
Jugendhilfeleistungen unterstützen. 

Die vor allem seit April 2026 in manchen Jugendämtern fast flächendeckend beschlossene Beendigung von 
Hilfen für junge Volljährige stellt sowohl die direkte sozialpädagogische Betreuung als auch die 
ombudschaftliche Arbeit der Jugendhilfe vor Herausforderungen. Diesen begegnen wir unter anderem 
durch den Einsatz von Widerspruchsvorlagen, die besonders häufige Probleme in der Erteilung von 
Beendigungs-bescheiden adressieren. Dadurch kann Zeit erspart werden. 

Gleichwohl erfordern die komplexen rechtlichen Zusammenhänge ein gutes Verständnis der 
verwaltungsrechtlichen Grundsätze. Wir empfehlen deshalb, sich innerhalb Ihrer Teams und mit Ihren 
Leitungskräften abzusprechen, möglichst auch juristische Fachkräfte in Ihrem Träger und in Ihrem 
Dachverband einzubeziehen. 

Erste Hinweise möchte wir Ihnen nachfolgend aber schon geben: 

1. Mehrere Bezirke, mehrere Sprachen
Wir haben unsere Vorlagen in mehreren Versionen erstellt. Sie unterscheiden sich einerseits nach Jugendamt
(F-K, M-H, S-Z), andererseits nach Sprache der betroffenen jungen Menschen (AR, DE, FA, RU, TÜ, UK). Es ist
besonders wichtig, dass die jungen Menschen ausführlich erläutert bekommen, was ein Widerspruch ist, wie
er funktioniert und welche Wirkungen er entfalten kann. Nur so können sie den Sachverhalt verstehen und
eine gute Entscheidung für sich treffen. Sie können dazu gern die Informationen auf unserer Homepage
nutzen. Es geht hier nicht nur um Partizipation, sondern um maßgebliche und weitreichende Entscheidungen.
Die Widerspruchsversion in der Sprache der jungen Menschen (Seiten 3 und 4) braucht nicht mit an das
Jugendamt geschickt werden.

2. Mehrere Optionen zum Ankreuzen
Bitte prüfen Sie beim Ankreuzen der verschiedenen Optionen genau, welche im jeweiligen Einzelfall zutrifft.
Es ist durchaus wahrscheinlich, dass im einen oder anderen Einzelfall Umstände bestehen, die nicht oder nicht
genau genug von der Vorlage erfasst werden. In solchen Fällen müssen individuelle Widersprüche verfasst
werden oder – bei kleinen Abweichungen – der Vorlagetext handschriftlich korrigiert werden.

3. Formale Anforderungen an Widersprüche
a. Bitte beachten Sie, dass eine einfache E-Mail nicht ausreicht, um einen Widerspruch form- 

und fristgerecht einzureichen! Zulässig ist der Postweg, gerne auch per Einschreiben. Am
Sichersten ist unseres Erachtens die persönliche Abgabe des schriftlichen Widerspruchs bei
der Poststelle des Bezirksamtes mit Posteingangsstempel und Datum auf einer Kopie des
Widerspruchsschreibens. Eine Vorlage für ein Bestätigungsschreiben finden Sie ebenfalls
auf unserer Homepage.
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b. Der Widerspruch kann nur von der leistungsberechtigten Person
1 erhoben werden, in unseren Fällen

den betroffenen jungen Volljährigen. Ihre Unterschrift unter dem Widerspruch ist erforderlich. Der
Widerspruch kann nicht von den pädagogischen Fachkräften erhoben werden.

c. Damit der Widerspruch bearbeitet werden kann, müssen die Kontaktdaten der Person, die den
Widerspruch erhebt, vollständig und gut lesbar enthalten sein. Bei Unklarheiten oder Konflikten
rund um personenbezogene Daten sollten die Angaben des amtlichen Ausweises (oder sonstigen
Personenstandsdokumenten) verwendet werden.

4. Fristen bei Widersprüchen: ein Monat oder ein Jahr?
 Wenn ein junger Mensch einen schriftlichen Beendigungsbescheid mit korrekter(!) Rechtsbehelfs-

belehrung erhalten hat, beträgt die Frist für den Widerspruch einen Monat.
 Wenn die Entscheidung des Jugendamtes über die Beendigung der bisherigen Leistung dem jungen

Menschen lediglich telefonisch, mündlich oder per normalem E- Mail übermittelt wurde, gilt eine
Widerspruchsfrist von einem Jahr. Auch, wenn die Beendigung zwar schriftlich mitgeteilt wird, jedoch
eine Rechtsbehelfsbelehrung fehlt oder nicht korrekt ist, gilt eine Widerspruchsfrist von einem Jahr.

In diesem Zusammenhang haben wir festgestellt, dass wir die Rechtsbehelfsbelehrungen aller uns in den 
letzten zwei Jahren bekannt gewordenen Beendigungsbescheide für veraltet und damit unwirksam 
halten, da es am 01.01.2024 eine Veränderung des § 3a VwVfG gab. Dies ist jedoch in jedem Einzelfall zu 
prüfen (wobei wir gerne helfen), wenn der schriftliche Beendigungsbescheid bereits mehr als einen 
Monat alt ist. 

5. Individuelle Bedarfe / Gründe für Fortsetzung einer Hilfe für junge Volljährige
Auf der zweiten Seite der Vorlage befindet sich eine Option, um auf weitere Gründe auf einem Beiblatt
hinzuweisen. Dies dürfen auch mehrere Beiblätter sein.

a. Besonders zu empfehlen ist eine eigene Beschreibung der individuellen Bedarfe bezüglich der
Persönlichkeitsentwicklung, wenn diese noch keine selbstbestimmte, eigenverantwortliche und
selbständige Lebensführung gewährleistet.

b. Eigene Beschreibung der Gefahren, die dem jungen Menschen drohen, wenn die Hilfe zum vom
Jugendamt mitgeteilten Zeitpunkt endet. Dies können z. B. Belastungen des Schul- oder
Ausbildungsbesuchs sein, die zeitlich in Prüfungs- und Vorbereitungsphasen fallen.

c. Fachliche Stellungnahme des bisherigen Leistungserbringers

d. Ärztliche/therapeutische Stellungnahmen (möglichst aktuell)

e. Stellungnahmen der (Berufs-)Schule, hilfsweise Schulbescheinigung oder Schülerausweis

f. Stellungnahme des Ausbildungsbetriebes

g. Stellungnahmen einer ehemaligen Vormundin bzw. eines ehemaligen Vormundes

1 oder ihrer Rechtsanwältin / ihrem Rechtsanwalt oder gem. § 13 bevollmächtigten Personen 
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Bitte teilen Sie den jungen Menschen mit, dass sie bei eventuellen Anrufen des Jugendamtes 
nach Erhebung eines Widerspruchs stets sagen sollen, dass sie die vom Jugendamt 
mitgeteilten Sachverhalte schriftlich benötigen. 

6. Einige Rechtsgrundlagen

a. Bescheide sind Verwaltungsakte
Zu beachten sind insbesondere § 31 Satz 1, § 33 Abs. 1 und 2, § 36 und § 48 SGB X.

b. Mitwirkung, Hilfeplan
Das Mitwirkungsrecht von jungen Volljährigen bei der Hilfeplanung und der dazu gehörigen
Bedarfserhebung beruht auf § 36 und § 41 SGB VIII.

c. Eingliederungshilfe
Soll eine Hilfe für junge Volljährige beendet werden, bei denen in der Vergangenheit eine drohende oder
vorliegende seelischer Behinderung festgestellt wurde, ohne dass der junge Mensch der Beendigung
zustimmt, ist bei der Bedarfserhebung zusätzlich von einer Fachperson gem. § 35a Abs. 1a SGB VIII zu
prüfen, ob eine seelische Behinderung immer noch droht oder besteht. Von einem „Auslaufen“ der
seelischen Behinderung darf nicht ohne diese fachliche Grundlage ausgegangen werden. (s. OVG Bremen,
Beschluss vom 25.03.2025 – 2 B 30/25)

d. Rechtsberatung durch Sozialarbeiter:innen
Die Beratung der betroffenen jungen Menschen zu ihren Rechten auf Hilfe für junge Volljährige ist
zulässig gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 5 RDG (Rechtsdienstleistungsgesetz), wenn sie durch
Sozialarbeiter:innen von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe geleistet wird.

7. Weitere Hinweise
Nachdem der Widerspruch erhoben wurde, sollte der Briefkasten jeden Tag kontrolliert werden, um zu
prüfen, ob ein Widerspruchsbescheid angekommen ist. Gerade junge Menschen in psychischen
Belastungssituationen können mit dieser Aufgabe überfordert sein!

Wenn der Widerspruch mit einem korrekten, schriftlichen Widerspruchsbescheid abgelehnt wird, endet 
zunächst auch die aufschiebende Wirkung. Je nach Einzelfall kann es sinnvoll sein, sofort einen Eil-Antrag 
beim Verwaltungsgericht zu erheben, der seinerseits wieder eine aufschiebende Wirkung entfalten kann. 
Der junge Mensch sollte sich unverzüglich an die Rechtsantragsstelle des Verwaltungsgerichts wenden 
oder seinen/ihren Rechtsanwalt informieren, wenn eine:r für diese Angelegenheit bereitsteht. 

Unterstützung bekommen Sie auch von uns in der Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe! 

Viele Grüße 
Ihr Ombudsstellen-Team 
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